
 

 

Vernehmlassungsbericht 
 
Reglement über die Überbrückungshilfe im Kulturbereich 
 

Vernehmlassungsvorlage 
vom 29. Juni 2020  Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen im Reglement  

Reglement über die Überbrü-
ckungshilfe im Kulturbereich 

        

Der Einwohnerrat Aarau,    

gestützt auf die §§ 20 Abs. 2 lit. c 
und 90f des Gesetzes über die 
Einwohnergemeinden (Gemeinde-
gesetz, GG) vom 19. Dezember 
19781) sowie § 12 Abs. 1 lit. b der 
Gemeindeordnung der Einwohner-
gemeinde Aarau vom 23. Juni 
19802) 

   

beschliesst:    

I.    

1. Allgemeine Bestimmungen    

§  1 
Zweck 

  Keine Anpassungen 

1 Dieses Reglement bildet die 
Grundlage für Überbrückungs- und 
Nothilfe für Kulturschaffende, wel-
che aufgrund von Covid-19 von 
Einschränkungen betroffen sind. 

   

                                                   
1) SAR 171.100 
2) SRS 1.1-1 
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§  2 
Geltungsbereich 

  Keine Anpassungen 

1 Unterstützt werden ausschliess-
lich in Aarau wohnhafte Kultur-
schaffende oder Vereinigungen aus 
dem Kulturbereich mit Sitz in Aar-
au. 

SP Aarau 
Stimmt dem Vorschlag zu. Die SP 
Aarau ist der Meinung, die Unterstüt-
zung soll Aarauer Kulturschaffenden 
zugutekommen. 
 
Alle übrigen Vernehmlassungsteil-
nehmenden stimmten dem Vorschlag 
ebenfalls zu.  

  

2 Bei Zu- oder Wegzug beschränkt 
sich die Dauer der Unterstützung 
auf die Zeit, während der die oder 
der Kulturschaffende in Aarau 
wohnhaft war oder die Vereinigung 
ihren Sitz in Aarau hatte. 

   

§  3 
Finanzierung 

   

1 Zur Finanzierung der Unterstüt-
zungsleistungen steht der Betrag 
von insgesamt 40'000 Franken zur 
Verfügung. 

Visarte Aargau 
Stimmt dem Vorschlag zu. 
 
Verein Q Aarauer Kultur 
Stimmt dem Vorschlag zu. Weist da-
rauf hin, dass es nicht nachvollzieh-
bar sei, in welcher Grössenordnung 
sich die "Gebühren für bis am 31. 
Dezember 2020 durchgeführte kultu-
relle Aufführungen auf öffentlichen 
Plätzen und in Gebäuden der Stadt" 
–  die bezifferbar sein müssten – be-
wegen würden. Möglicherweise blei-
be nur noch ein kleiner Betrag für die 
weiteren Bedürfnisse. 
 
 

 
 
 
 
Die Leistungen werden nach dem 
Prinzip "first come, first serve" er-
bracht, bis die Mittel von 40'000 
Franken ausgeschöpft sind. Eine 
Differenzierung nach einzelnen Leis-
tungen ist einerseits schwierig, zu-
dem würden damit die einzelnen An-
spruchsberechtigten eingeschränkt. 
Die Bildung einzelner Töpfe ist daher 
nicht sinnvoll.  
 

Keine Anpassungen 
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2 Es wird solange Unterstützung 
geleistet, als Mittel gemäss Absatz 
1 zur Verfügung stehen. 

Aargauischer Kulturverband  
Stimmt dem Vorschlag eher zu. 
Wichtig erscheint dem AGKV eine 
Priorisierung nach der Dringlichkeit 
und Notlage der betroffenen Kultur-
schaffenden und -institutionen. Die 
Unterstützung sollte prioritär dazu 
dienen, Existenzen von Privatperso-
nen, Vereine und Institutionen zu 
sichern bzw. zu überbrücken. 
 
SP Aarau 
Stimmt dem Vorschlag eher zu. Der 
Ansatz «first come, first serve» ist 
aus verwaltungstechnischer Sicht 
sicherlich sehr einfach umzusetzen, 
und ein schnelles, einfaches und un-
bürokratisches Antragsverfahren ist 
zu begrüssen. Die SP Aarau sieht 
aber eine mögliche Konkurrenzsitua-
tion zwischen Anträgen auf Erwerbs-
ausfallentschädigungen und Anträ-
gen auf Erlass der Grundgebühren 
für Anlässe auf öffentlichen Plätzen 
und in städtischen Gebäuden. Für 
die SP Aarau ist es wichtig, dass Pri-
vatpersonen in jedem Fall ihre Er-
werbsausfallentschädigung erhalten, 
wenn sie eine Notlage geltend ma-
chen und diese in einem gültigen 
Antrag darlegen können. Würde noch 
während der Gültigkeit dieses Reg-
lements das Budget von CHF 40'000 
vollständig ausgeschöpft, so ist von 
Seiten Stadtrat ein angemessener 
Nachtragskredit zuhanden des Ein-
wohnerrats zu stellen. 
 

Es kann davon ausgegangen werden 
und ist den Kulturschaffenden auch 
zumutbar, aufgrund einer Notlage als 
dringlich erachtete Gesuche rasch-
möglichst einzureichen, so dass die 
verfügbaren Mittel noch nicht ausge-
schöpft sind. Die Unterstützung von 
Aarauer Kulturschaffendenden erfolgt 
auf verschiedenen Ebenen (Bund, 
Verbände, Kanton) und die Mittel 
gemäss diesem Reglement unterlie-
gen dem Grundsatz der Subsidiarität 
(§ 4 Abs. 1).  
 
Das Zurverfügungstellen von weite-
ren finanziellen Mitteln ist denkbar. 
Auch eine zeitliche Ausdehnung, je 
nach Entwicklung der Coronakrise, 
ist möglich. Hierfür bräuchte es einen 
Antrag des Stadtrats an den Einwoh-
nerrat auf Anpassung des Regle-
ments mit gleichzeitiger Erhöhung 
des Verpflichtungskredits. Dies wäre 
zu gegebener Zeit zu prüfen.  
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2. Erwerbsausfallersatz         

§  4 
Anspruch 

   

1 Kulturschaffende haben im Rah-
men der gemäss § 3 Abs. 1 zur 
Verfügung stehenden Mittel An-
spruch auf Erwerbsausfallersatz, 
wenn andere Hilfeleistungen nicht 
ausreichen und die eigenen Mittel 
nicht genügen. 

Alle Vernehmlassungsteilnehmenden 
stimmten dem Vorschlag zu.  

 Keine Anpassungen zu Abs. 1-3 
 

2 Als andere Hilfeleistungen gelten 
im Zusammenhang mit Covid-19 
bereitgestellte finanzielle Hilfen von 
Bund, Verbänden und Kanton. 
 
3 Für natürliche Personen richtet 
sich die Bemessung nach den für 
die Geltendmachung von materiel-
ler Hilfe geltenden Grundsätzen. 
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4 Für Vereinigungen wird pro Voll-
zeitstelle ein Überbrückungskredit 
von maximal 2500 Franken pro 
Monat ausgerichtet. 

Verein Q Aarauer Kultur 
Stimmt dem Vorschlag eher nicht zu. 
Der zur Verfügung stehende Kredit 
wirke auf den ersten Blick sehr "sym-
bolisch". Erst recht fragwürdig werde 
es, wenn bei "Vereinigungen" die 
Zahl von 2500 Franken pro Vollzeit-
stelle und Monat genannt wird. Bei 
beispielsweise 4 Vollzeitstellen wäh-
rend einer Dauer von 3 Monaten wä-
re der Kredit bereits nahezu aufge-
braucht. Problematisch findet der 
Verein Q Aarauer Kultur, dass nicht 
festgehalten werde, was eine "Verei-
nigung" sei und welche Leistungs-
ausweise sie nachweisen müsse, um 
ein Gesuch einreichen zu können. 

Der Betrag von 40'000 Franken 
stimmt mit der Forderung in der Mo-
tion überein. Für die Sprechung der 
Mittel gilt zudem der Grundsatz der 
Subsidariät. Die Unterstützung von 
Aarauer Kulturschaffendenden erfolgt 
strukturiert auf verschiedenen Ebe-
nen (Bund, Verbände, Kanton), wel-
che zuerst ausgeschöpft werden 
müssen. Die Leistungen der Stadt 
Aarau erfolgen in diesem Sinne als 
Ergänzung dazu.  
 
Es kann daher davon ausgegangen 
werden, dass die genannte Summe 
ausreicht. Das Zurverfügungstellen 
von weiteren finanziellen Mitteln ist 
denkbar. Auch eine zeitliche Aus-
dehnung, je nach Entwicklung der 
Coronakrise, ist möglich. Hierfür 
bräuchte es einen Antrag des Stadt-
rats an den Einwohnerrat auf Anpas-
sung des Reglements mit gleichzeiti-
ger Erhöhung des Verpflichtungskre-
dits. Dies wäre zu gegebener Zeit zu 
prüfen. 
 
Gemäss dem erläuternden Bericht 
zur Vernehmlassungsvorlage (§ 2 
Abs. 1) sind unter Vereinigungen 
juristische Personen wie etwa eine 
Aktiengesellschaft oder ein Verein zu 
verstehen, aber auch Vereinigungen 
ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
aber mit einem rechtlichen Sitz, wie 
etwa eine Kollektivgesellschaft. Hat 
eine Vereinigung keinen Sitz (z.B. 
einfache Gesellschaft), kann ein Ge-
such nur durch deren Mitglieder mit 
Wohnsitz Aarau gestellt werden. 

4 Für Vereinigungen wird pro Voll-
zeitstelle eine Überbrückungskre-
dithilfe von maximal 2500 Franken 
pro Monat ausgerichtet 
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 SP Aarau 
Bezüglich Absatz 4 sei anzunehmen 
(und festzustellen), dass die Über-
brückungskredite von max. 
CHF 2500 pro Monat und Vollzeit-
stelle nicht zulasten des Verpflich-
tungskredites von CHF 40’000 anfal-
len. 
 
Die übrigen Vernehmlassungsteil-
nehmenden stimmten dem Vorschlag 
zu.  

 
Der Betrag von 2500 Franken pro 
Monat ist ein Maximalbetrag, welcher 
im Rahmen des Verpflichtungskredits 
finanziert wird. Weitere finanzielle 
Mittel stehen nicht zur Verfügung. 
 
 
 
Im Rahmen der Auswertung der Ver-
nehmlassungen wurde festgestellt, 
dass der Wortlaut der Bestimmung 
angepasst werden muss: Es wird 
kein Überbrückungskredit (Darlehen), 
sondern eine Überbrückungshilfe 
ausgerichtet. Eine Rückzahlung ist 
nur unter den Voraussetzungen von 
§ 6 Abs. 1 vorgesehen.  
  

 

§  5 
Gesuch 

   

1 Gesuche sind bis spätestens 31. 
Dezember 2020 bei der zuständi-
gen Verwaltungsstelle einzu-
reichen. 

SP Aarau  
Wie bereits an früherer Stelle er-
wähnt, ist ein schnelles, einfaches 
und unbürokratisches 
Antragsverfahren anzustreben. 

Das vorliegende Reglement ist da-
rauf ausgelegt, dass ein schnelles, 
einfaches und unbürokratisches Ver-
fahren möglich ist. 

Keine Anpassungen 

2 Mit dem Gesuch sind folgende 
Unterlagen einzureichen: 

   

a) Begründung der Notlage,    

b) Eingereichte Gesuche für Beiträ-
ge von Bund, Verbänden und 
Kanton, 

   

c) Entscheide über Beiträge von 
Bund, Verbänden und Kanton, 
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d) Aufstellung betreffend Einnah-
men und Ausgaben, Vermögensi-
tuation und Liquidität, unter Beila-
ge der entsprechenden Nachwei-
se. 

   

§  6 
Rückerstattung 

  Keine Anpassungen 

1 Unterstützungszahlungen, die 
durch falsche oder irreführende 
Angaben erwirkt wurden, sind mit 
Zins zurückzuerstatten. 

   

3. Weitere Massnahmen         

§  7 
Gebührenübernahme 

   

1 Die Stadt übernimmt für bis am 
31. Dezember 2020 durchgeführte 
kulturelle Aufführungen auf öffentli-
chen Plätzen und in Gebäuden der 
Stadt die Grundgebühren, wenn 

Verein Q Aarauer Kultur 
Stimmt dem Vorschlag eher zu. Es 
scheine nicht klar, ob die Übernahme 
dieser "Grundgebühren" zulasten des 
zur Diskussion stehenden Kredites 
gehe oder nicht. 

Der Betrag von 40'000 Franken steht 
für alle Unterstützungsleistungen zur 
Verfügung. Dies umfasst Leistungen 
für Erwerbsausfälle (§§ 4 ff.) und an-
fallende Gebühren (§ 7) zwischen 
dem 13. März 2020 und dem 31. De-
zember 2020. Bei den anfallenden 
Gebühren findet eine interne Ver-
rechnung zulasten des Verpflich-
tungskredits statt (vgl. erläuternder 
Bericht, § 7 Abs. 1). Das Zurverfü-
gungstellen von weiteren finanziellen 
Mitteln ist denkbar. Auch eine zeitli-
che Ausdehnung, je nach Entwick-
lung der Coronakrise, ist möglich. 
Hierfür bräuchte es einen Antrag des 
Stadtrats an den Einwohnerrat auf 
Anpassung des Reglements mit 
gleichzeitiger Erhöhung des Ver-
pflichtungskredits. Dies wäre zu ge-
gebener Zeit zu prüfen. 

Keine Anpassungen 
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a) zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 

dieses Reglements bereits eine 
Reservation vorlag, oder 

SP Aarau 
Stimmt dem Vorschlag eher zu. Alle 
anderen Veranstaltungen würden 
von der Antragsstellung ausge-
schlossen. Es sei davon auszuge-
hen, dass alle Veranstaltungen wei-
terhin durch die COVID-19 Mass-
nahmen nur eingeschränkt durchge-
führt werden können. Im Sinne der 
Gleichbehandlung, sollen deshalb 
allen Kulturveranstaltungen auf An-
trag, ganz oder teilweise die Grund-
gebühren erlassen werden, solange 
die eingeschränkte Pandemielage 
anhält. Dies würde die Antragstellung 
vereinfachen und den administrativen 
Aufwand vermindern. 
 
Die übrigen Vernehmlassungteil-
nehmenden stimmen dem Vorschlag 
zu.  

Bei der Vergabe von städtischen 
Räumen und Plätzen für kulturelle 
Aufführungen hat die Stadt bereits 
grösste Kulanz angewendet. Die 
Mietgebühren für die kulturelle Nut-
zung öffentlicher Plätze und für kul-
turelle Veranstaltungen im KUK, dem 
Stadtmuseum, der Auenhalle, dem 
Vereinshaussaal wurden erlassen, 
wenn die Veranstaltenden ihre Ter-
mine nicht verschieben mochten. Im 
Jugendkulturhaus Flösserplatz wer-
den nur diejenigen Nutzungen in 
Rechnung gestellt, die zustande 
kommen.  
 
Von der Überbrückungshilfe sollen 
diejenigen Kulturschaffenden profitie-
ren, die direkt aufgrund von Covid-
19-Einschränkungen betroffen sind. 
Dies trifft zu auf Veranstaltungen, 
welche vor dem Lockdown am 13. 
März 2020 bereits geplant waren 
oder Anlässe, welche aufgrund der 
Massnahmen im Zusammenhang mit 
Covid-19 abgesagt werden mussten 
und nachgeholt werden, nicht aber 
auf Anlässe, welche unter den aktu-
ellen Gegebenheiten geplant werden 
können. Aktuell geplante kulturelle 
Veranstaltungen haben die Möglich-
keit, über die (ordentliche) Kulturför-
derung Unterstützung zu erhalten. 
 

Keine Anpassungen. 

b) ein Anlass, welcher aufgrund der 
Massnahmen im Zusammenhang 
mit Covid-19 abgesagt werden 
musste, nachgeholt wird. 
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2 Gesuche sind bis spätestens 31. 
Dezember 2020 bei der zuständi-
gen Verwaltungsstelle einzu-
reichen. 

   

§  8 
Administrative Unterstützung 

   

1 Die zuständige Verwaltungsstelle 
unterstützt die Kulturschaffenden 
bei der Beantragung von Hilfsgel-
dern. 

Die Vernehmlassungsteilnehmenden 
stimmen dem Vorschlag zu.  
 
SP Aarau 
Stimmt dem Vorschlag zu. Die SP 
Aarau findet das Angebot der unent-
geltlichen Unterstützung von An-
tragsstellenden in der Ausarbeitung 
ihrer Anträge sehr gut. Es wäre aus-
serdem zu begrüssen, wenn Vorla-
gen und Informationsmaterial bereit-
gestellt, und die Stadt über die neue 
Möglichkeit der Überbrückungshilfe 
aktiv informieren würde. 

 
 
 
 
Bereits mit der durchgeführten Ver-
nehmlassung sowie der Vorlage und 
dem Beschluss des Einwohnerrats 
wird die Bevölkerung über die Über-
brückungshilfe im Kulturbereich in-
formiert. Eine weitere aktive Kommu-
nikation via Medienmitteilung ist 
durchaus denkbar und auch üblich 
(in der Regel nach Ablauf der Refe-
rendumsfrist). Die weitere Umset-
zung erfolgt sodann durch die zu-
ständige Verwaltungsstelle gemäss 
§ 9. Dies wird die Abteilung Kultur 
sein.  

 
 
 
 
Keine Anpassungen 

2 Die Leistungen nach Absatz 1 
erfolgen unentgeltlich und werden 
über das ordentliche Budget finan-
ziert. 

   

4. Zuständigkeit und Verfah-
ren 

        

§  9 
Zuständige Verwaltungsstelle 

  Keine Anpassungen 

1 Der Stadtrat bestimmt die zustän-
dige Verwaltungsstelle. 
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§  10 
Akteneinsicht 

  Keine Anpassungen 

1 Die zuständige Verwaltungsstelle 
hat das Recht, Einsicht in die mit 
dem Gesuch zusammenhängenden 
Akten zu verlangen und die Unter-
stützung davon abhängig zu ma-
chen. 

   

5. Schlussbestimmungen         

§  11 
Inkrafttreten und Geltungsdauer 

  Keine Anpassungen 

1 Dieses Reglement tritt rückwir-
kend per 13. März 2020 in Kraft. 

SP Aarau 
Die Motion fordert die befristetet Gül-
tigkeit des Reglements bis Ende 
2020. Die Gültigkeit des 
Reglements sollte jedoch im Rahmen 
der Pandemie-Gesamtsituation in der 
Schweiz (2. Welle) 
bewertet werden. 

 
Das Reglement soll in Übereinstim-
mung mit der Forderung in der Moti-
on bis Ende 2020 befristet sein.  
 
Das Zurverfügungstellen von weite-
ren finanziellen Mitteln ist denkbar. 
Auch eine zeitliche Ausdehnung, je 
nach Entwicklung der Coronakrise, 
ist möglich. Hierfür bräuchte es einen 
Antrag des Stadtrats an den Einwoh-
nerrat auf Anpassung des Regle-
ments mit gleichzeitiger Erhöhung 
des Verpflichtungskredits. Dies wäre 
zu gegebener Zeit zu prüfen. 
 

 

2 Es gilt bis zum 31. Dezember 
2020. 
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II.    

Keine Fremdänderungen.         

III.    

Keine Fremdaufhebungen.         

IV.    

Das Reglement unter Ziff. I tritt 
rückwirkend per 13. März 2020 in 
Kraft. Es gilt bis zum 31. Dezember 
2020. 

   

Aarau, 21. September 2020    

Im Namen des Einwohnerrates 
  
Der Präsident 
Thomas Richner 
  
Der Protokollführer 
Stefan Berner 

   

 
 
Folgende Organisationen und Personen haben an der Vernehmlassung teilgenommen: Verein Q Aarauer Kultur, Aargauischer Kulturverband, Visarte Aargau, SP Aar-
au. Zusätzlich gingen 4 anonyme Stellungnahmen ein, welche wie in der Einladung zur Vernehmlassung mitgeteilt nicht berücksichtigt wurden; diese hätten der Vorlage 
aber ohne weitere Kommentare zugestimmt. 
 


